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Unsere allgemeinen Verkaufsbedingungen

Alle Leistungen verstehen sich brutto inkl. gesetzlicher Mehrwertsteuer (19 % MwSt.)

Unsere allgemeinen Verkaufsbedingungen

§ 1 – Allgemeines, Geltungsbereich

(1) Die vorliegenden allgemeinen Verkaufsbedingungen (AVB) gelten für
alle unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Kunden („Käufer“). Die
AVB gelten nur, wenn der Käufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen ist.

(2) Die AVB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder 
die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“) ohne Rücksicht darauf, ob wir 
die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen (§§ 433, 650
BGB). Sofern nichts anderes vereinbart ist, gelten die AVB in der zum Zeit-
punkt der Bestellung des Käufers gültigen, jedenfalls in der ihm zuletzt in 
Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleich-
artige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie
hinweisen müssen.

(3) Unsere AVB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende
oder ergänzende Allgemeine und sonstige Geschäftsbedingungen des
Käufers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer
Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungs-
erfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kennt-
nis von Geschäftsbedingungen des Käufers die Lieferung an ihn vorbe-
haltslos ausführen. 

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Käufer
(einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in
jedem Fall Vorrang vor entsprechenden Regelungen dieser AVB. Für den 
Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein 
schriftlicher Vertrag oder unsere schriftliche Bestätigung maßgebend.

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss 
vom Käufer uns gegenüber abzugeben sind (z.B. Fristsetzungen, Mängel-
anzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, d.h. in 
Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche 
Formvorschriften und das Recht auf Vorlage weiterer Nachweise, insbe-
sondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden, bleiben un-
berührt.

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstel-
lende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten die gesetz-
lichen Vorschriften, soweit sie in diesen AVB nicht unmittelbar abgeändert 
oder ausdrücklich ausgeschlossen werden.

§ 2 – Vertragsschluss

(1) An unsere schriftlichen Angebote halten wir uns für die Dauer von sechs 
Wochen gebunden. Andere als schriftliche Angebote sind freibleibend und 
unverbindlich. Dies gilt auch, wenn wir dem Käufer Kataloge, technische 
Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf
DIN-Normen), sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch
in elektronischer Form – überlassen haben. Alle vorgenannten Unterlagen, 
auch Kostenvoranschläge, Pläne und andere Unterlagen sowie Proben
bleiben, wenn nichts anderes vereinbart ist, unser Eigentum; unsere Ur-
heberrechte daran behalten wir uns vor. Sie dürfen Dritten ohne unsere
vorherige Zustimmung nicht zugänglich gemacht werden.

(2) Die Bestellung der Ware durch den Käufer gilt als verbindliches Ver-
tragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind 
wir berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von zwei Wochen nach 
seinem Zugang bei uns anzunehmen.

(3) Die Annahme durch uns kann entweder schriftlich (z.B. durch Auf-
tragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware an den Käufer erklärt 
werden.

§ 3 – Lieferfrist und Lieferverzug

(1) Verbindliche Liefertermine bedürfen einer schriftlichen Vereinbarung. Hat 
der Käufer für die Lieferung erforderliche Mitwirkungspflichten nicht recht-
zeitig erfüllt, ohne dass wir dies zu verantworten haben, sind wir berechtigt, 
vereinbarte Liefertermine anzupassen. Fordert der Käufer eine Lieferung
früher an als zuvor vereinbart, sind wir berechtigt, einen Eilzuschlag in an-
gemessener Höhe zu verlangen, wenn wir der Anforderung nachkommen.

(2) Wir bemühen uns, Lieferfristen und -termine einzuhalten. Sie gelten nur 
annähernd, es sei denn, dass im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes ver-
einbart ist. Für die Einhaltung der Liefertermine ist der Zeitpunkt der Bereit-
stellung zur Abholung bzw. der Absendung ab Werk/Lager maßgebend.
Wenn die Ware, ohne dass wir das zu vertreten haben, nicht rechtzeitig 
abgesendet werden kann, gelten die Liefertermine mit Meldung der Ver-
sandbereitschaft als eingehalten. Wir sind berechtigt, die Lieferung vor dem 
vereinbarten Liefertermin auszuführen, es sei denn dem Käufer entstehen 
dadurch unangemessene Nachteile. Im Übrigen gilt ein vereinbarter Termin 
für die Lieferung oder die Bereitstellung zur Abholung der Ware als gewahrt, 
wenn wir innerhalb einer angemessenen Frist nach diesem Termin die Ware 
liefern bzw. zur Abholung bereitstellen.

(3) Können wir aus von uns nicht zu vertretenden Gründen verbindliche
Lieferfristen nicht einhalten, etwa weil Lieferungen oder Leistungen unserer 
Unterlieferanten, Subunternehmer oder sonstigen Zulieferer trotz ordnungs-
gemäßer und kongruenter Eindeckung (d. h. in Quantität und Qualität ge-
mäß der mit dem Käufer vereinbarten Lieferung) nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig erfolgen und weder uns noch unseren Zulieferer ein Ver-
schulden trifft oder wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind 
(Nichtverfügbarkeit der Leistung), oder treten Ereignisse höherer Gewalt,
d. h. unverschuldete Leistungshindernisse ein, werden wir den Käufer
unverzüglich darüber informieren. Wir sind berechtigt, die Lieferung bzw. 
Leistung um die Dauer der Behinderung hinauszuschieben und werden
dem Käufer die voraussichtliche neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung 
auch innerhalb dieser neuen Lieferfrist nicht verfügbar oder hindert das Vor-
liegen von höherer Gewalt auch die Einhaltung der neuen Lieferfrist, sind 
wir berechtigt, wegen des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag ganz oder 

teilweise zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Käufers 
wird von uns unverzüglich erstattet. Fällen höherer Gewalt stehen gleich 
Streik, Aussperrung, behördliche Eingriffe, Energie- und Rohstoffknappheit, 
unverschuldete Transportengpässe, unverschuldete Betriebsbehinderun-
gen z. B. durch Feuer, Wasser und Maschinenschäden und alle sonstigen 
unabwendbaren Behinderungen, die bei objektiver Betrachtungsweise für 
uns nicht vorhersehbar und nicht vermeidbar sind und auf die wir auch 
sonst keinen Einfluss haben.

(4) Der Eintritt unseres Lieferverzuges bestimmt sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den Käufer erfor-
derlich. Geraten wir in Lieferverzug, so kann der Käufer pauschalierten Er-
satz seines Verzugsschadens verlangen. Die Schadenspauschale beträgt 
für jede vollendete Kalenderwoche des Verzuges 0,5 % des Nettopreises 
(Lieferwert), insgesamt jedoch höchsten 5 % des Lieferwertes der verspätet 
gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Käufer 
gar kein Schaden oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorste-
hende Pauschale entstanden ist.

(5) Die Rechte des Käufers gem. § 9 dieser AVB und unsere gesetzlichen 
Rechte, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z.B. auf-
grund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nach-
erfüllung), bleiben unberührt.

(6) Transport-, Versand- oder ähnliche Versicherungen werden nur nach
Vereinbarung und auf Kosten des Käufers abgeschlossen.

§ 4 – Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug

(1) Wir sind zu Teillieferungen berechtigt, wenn nichts anderes vereinbart 
ist, dies dem Käufer zumutbar ist und auf seine berechtigten Interessen
ausreichend Rücksicht genommen wird.

(2) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort für die Liefe-
rung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des 
Käufers wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versen-
dungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, 
die Art der Versendung (insbesondere Transportunternehmen, Versand-
weg, Verpackung) selbst zu bestimmen.

(3) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechte-
rung der Sache geht – auch bei Teillieferungen – spätestens mit der Über-
gabe am Erfüllungsort auf den Käufer über. Beim Versendungskauf geht 
– auch bei Teillieferungen – die Gefahr des zufälligen Untergangs und der 
zufälligen Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits 
mit Übergabe der Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder die sonst 
zur Ausführung der Versendung bestimmte Person oder Anstalt über. Der 
Übergabe steht es gleich, wenn der Käufer im Verzug der Annahme ist.

(4)  Von uns beauftragte Spediteure und Frachtführer oder sonst zur Aus-
führung der Versendung bestimmte Personen oder Anstalten sind nicht 
unsere Erfüllungsgehilfen. Im Fall eines Transportschadens kann der Käu-
fer von uns jedoch Abtretung aller unserer Ansprüche auf Ersatz dieses 
Schadens verlangen.

(5) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungs-
handlung oder verzögert sich unsere Lieferung aus anderen, vom Käufer 
zu vertretenen Gründen, so sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus entste-
henden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. Lagerkosten) zu 
verlangen. Hierfür berechnen wir eine pauschale Entschädigung in Höhe 
von 35,70 € pro Kalendertag, beginnend mit der Lieferfrist oder – mangels 
einer Lieferfrist – mit der Mitteilung der Versandbereitschaft der Ware. Der 
Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzlichen Ansprüche 
(insb. Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, 
Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende, 
denselben Rechtsgrund betreffende Geldansprüche anzurechnen. Dem 
Käufer bleibt der Nachweis gestattet, dass uns überhaupt kein oder nur 
ein wesentlich geringerer Schaden als die vorstehend genannte Pauschale 
entstanden ist.

§ 5 – Preise und Zahlungsbedingungen

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere jeweils 
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Preise, und zwar ab Lager 
des Herstellerwerks, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer.

(2) Beim Versendungskauf (§ 4 Abs. 2) trägt der Käufer die Transportkosten 
ab Lager und die Kosten einer ggf. vom Käufer gewünschten Transport-
versicherung. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche 
Abgaben trägt der Käufer.

(3) Wir sind berechtigt, einen angemessenen Preisaufschlag entsprechend 
dem geänderten Kostengefüge auf den ursprünglichen Preis ohne geson-
derten Hinweis zu berechnen, wenn der Käufer eine auf Abruf vereinbarte 
Lieferung erst vier Monate oder später nach Vertragsschluss abruft. 

(4) Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb von 14 Tagen ab Rech-
nungsstellung und Lieferung bzw. Abnahme der Ware. Wir sind jedoch
berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durch-
zuführen und zwar auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung. 
Einen entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens mit der Auftrags-
erklärung. 

(5) Der Abzug von Skonto bedarf einer gesonderten schriftlichen Verein-
barung. Die Frist, innerhalb der vereinbarungsgemäß Skonto gewährt wird, 
hindert nicht die Fälligkeit des Anspruchs. In jedem Fall steht die Berechti-
gung zur Skontierung unter der Bedingung, dass die fälligen Rechnungs-
beträge aus anderen Lieferungen oder Leistungen erfüllt sind. Rabatte
werden nur bei Einhaltung dieser AVB gewährt. Sie gelten als Entgelt für 
alle Aufwendungen und Wagnisse des Käufers im Interesse des Absatzes 
unserer Waren im Rahmen eines lauteren Wettbewerbes. Im Falle, der nicht 
ordnungsgemäßen Erbringung dieser Leistungen sind wir berechtigt, die
Gewährung der Rabatte abzulehnen. Rabattansprüche entstehen nur für 

abgenommene und bezahlte Mengen. Die Gewährung von Skonti, Rabat-
ten oder anderen Nachlässen bezieht sich nur auf den netto zu zahlenden 
Warenwert, insbesondere ohne Umsatzsteuer, Fracht und Verpackung.

(6) Zahlt der Käufer bei Fälligkeit nicht, kommt er in Verzug. Der Kaufpreis 
ist während des Verzuges zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszins-
satz zu verzinsen. Wir behalten uns die Geltendmachung eines weiteren 
Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf 
den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt.

(7) Dem Käufer stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur in-
soweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. 
Zurückbehaltungsrechte stehen dem Käufer nur aus dem einzelnen Ver-
tragsverhältnis zu; ihre Ausübung aus früheren oder anderen Geschäften 
der laufenden Geschäftsverbindung ist nicht gestattet. Bei Mängeln der
Lieferung bleibt das Recht des Käufers unberührt, einen im Verhältnis zum 
Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

(8) Wird nach Abschluss des Vertrages erkennbar (z.B. durch Zahlungs-
einstellung, Überschuldung, Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder Ab-
lehnung der Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse), dass
unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit des 
Käufers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur 
Leistungsverweigerung und – ggf. nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung un-
vertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort
erklären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Frist-
setzung bleiben unberührt. Im Übrigen sind wir dann auch berechtigt, für 
weitere geschuldete Leistungen Vorkasse zu verlangen.

§ 6 – Eigentumsvorbehalt

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künf-
tigen Forderungen aus dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäfts-
beziehung (gesicherte Forderungen) behalten wir uns das Eigentum an den 
verkauften Waren vor.

(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger 
Bezahlung der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet noch 
zur Sicherheit übereignet werden. Der Käufer hat uns unverzüglich schrift-
lich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter (z.B. Pfändungen) auf die uns 
gehörenden Waren erfolgen.

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Nicht-
zahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir berechtigt, nach den gesetz-
lichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten und/oder die Ware aufgrund 
des Eigentumsvorbehaltes herauszuverlangen. Das Herausgabeverlangen 
beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des Rücktritts; wir sind vielmehr
berechtigt, lediglich die Waren herauszuverlangen und uns den Rücktritt
vorzubehalten. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis nicht, dürfen wir die 
Rechte nur geltend machen, wenn wir dem Käufer zuvor erfolglos eine
angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben, es sei denn, eine derartige 
Fristsetzung ist nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich.

(4) Der Käufer ist bis auf Widerruf gem. unten (c) befugt, die unter Eigen-
tumsvorbehalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang
weiterzuverkaufen und/oder zu verarbeiten. In diesem Falle gelten ergän-
zend die nachfolgenden Bestimmungen.
(a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Ver-
mischung oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeugnisse zu 
deren vollem Wert, wobei wir als Hersteller gelten. Bleibt bei einer Ver-
arbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigen-
tumsrecht bestehen, so erwerben wir Miteigentum im Verhältnis der Rech-
nungswerte der verarbeiteten, vermischten oder verbundenen Waren. Im 
Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das Gleiche wie für die unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware.
(b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entste-
henden Forderungen gegen Dritte tritt der Käufer schon jetzt insgesamt
bzw. in Höhe unseres etwaigen Miteigentumsanteils gem. vorstehendem 
Absatz zur Sicherung an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die in
Abs. 2 genannten Pflichten des Käufers gelten auch in Ansehung der ab-
getretenen Forderungen.
(c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Käufer neben uns ermächtigt. 
Wir verpflichten uns, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Käufer 
seinen Verpflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein Mangel seiner 
Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den Eigentumsvorbehalt nicht durch
Ausübung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend machen. Ist dies aber der 
Fall, so können wir verlangen, dass der Käufer uns die abgetretenen For-
derungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderli-
chen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den 
Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. Außerdem sind wir in diesem Fall 
berechtigt, die Befugnis des Käufers zur weiteren Veräußerung und Ver-
arbeitung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen.
(d) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere Forderungen 
um mehr als 10 %, werden wir auf Verlangen des Käufers Sicherheiten
nach unserer Wahl freigeben.

§ 7 – Technische Hinweise, Ausschluss der Gewährleistung

(1) Bei der durch uns vertriebenen Ware handelt es sich um Produkte, die 
aus natürlichen Materialien hergestellt werden. Gleichwohl handelt es sich 
nicht um Naturstein, sondern um Erzeugnisse eines Produktionsprozesses. 
Hinsichtlich Oberflächenstruktur, Ausblühungen, Haarrissen, fertigungs-
bedingtem Absatz bei Bordsteinen, Fasenausbildung bei Pflastersteinen, 
Kantenabplatzungen und Farbabweichungen bestehen bei Erzeugnissen
aus Beton material- und fertigungsbedingte Besonderheiten, die technisch 
nicht vermeidbar sind und die Qualität und Geeignetheit der Ware nicht be-
einträchtigen. Derartige Besonderheiten stellen keine Mängel dar. Es wird 
insoweit Bezug genommen auf die „Technischen Hinweise zur Lieferung
von Straßenbauerzeugnissen aus Beton“, August 1990, BDB Bau.

(2) Die durch uns gelieferte Ware ist vom Käufer fachgerecht zu lagern.
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Reklamationen, die aufgrund einer nicht fachgerechten Lagerung erhoben 
werden, werden durch uns nicht akzeptiert. Für einzelne von uns vertrie-
bene Ware sind besondere Anforderungen zu beachten, damit die Qualität 
und Eignung der Ware erhalten bleibt. Dies betrifft etwa den ordnungsge-
mäßen Einbau, Unterbau und die Verlegung unserer Produkte und auch die 
regelmäßige Pfl ege. Bei Produkten, für die die Einhaltung solcher Vorgaben 
erforderlich ist, werden wir den Käufer gesondert darauf hinweisen. Sofern 
Mängel infolge der Nichteinhaltung dieser produktspezifi schen Vorgaben 
und Hinweise auftreten, ist die Gewährleistung ausgeschlossen.

(3) Hinsichtlich der Verpackungsverordnung gilt unser erarbeitetes Konzept 
in der jeweils gültigen Fassung. Euro-Poolpaletten/EHL-Mehrwergpaletten 
können in allen unseren Werken zurückgegeben werden. Für die Gutschrift 
ist allerdings Voraussetzung, dass die Paletten unverzüglich, spätestens
innerhalb von vier Wochen nach Lieferung frei Werk in einwandfreiem Zu-
stand zurückgebracht werden. Verpackungsmaterial (z.B. Bänder, Folien
etc.) wird sortenrein kostenfrei zurückgenommen (frachtfreie Rücklieferung 
in unsere Werke vorausgesetzt). Eine Rückholung durch uns ist nicht mög-
lich.

§ 8 – Mängelansprüche des Käufers

(1) Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschl.
Falsch- und Minderlieferung sowie mangelhafter oder unvollständiger Do-
kumentation oder Anleitung) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben 
die gesetzlichen Sondervorschriften bei Endlieferung der Ware an einen
Verbraucher (Lieferantenregress gem. § 478 BGB). Ansprüche aus Lie-
ferantenregress sind ausgeschlossen, wenn die mangelhafte Ware durch 
den Käufer oder einen Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Pro-
jekt, weiterverarbeitet wurde.

(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaf-
fenheit der Ware getroffene Vereinbarung. Als Vereinbarung über die Be-
schaffenheit der Ware gelten alle Produktbeschreibungen, die Gegenstand 
des einzelnen Vertrages sind. Auf § 7 Abs. 1 und 2 dieser AVB wird hin-
gewiesen.

(3) Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetz-
lichen Regelung zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434
Abs. 1 Sätze 2 und 3 BGB). Für öffentliche Äußerungen des Herstellers 
oder sonstiger Dritter, insbesondere in Werbeaussagen, die nicht durch
uns veranlasst worden sind, übernehmen wir keine Haftung.

(4) Die Mängelansprüche des Käufers setzen voraus, dass er seinen ge-
setzlichen Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten (§§ 377, 381 HGB)
nachgekommen ist. Bei Baustoffen, Stoffen und anderen zum Einbau
oder zur sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat eine Unter-
suchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Zeigt 
sich bei der Lieferung, der Untersuchung oder später ein Mangel, so ist 
uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall hat 
der Käufer offensichtliche Mängel (einschl. Falsch- und Minderlieferung) ab 
Lieferung bzw. bei Untersuchung nicht erkennbare Mängel ab Entdeckung 
innerhalb von fünf Werktagen schriftlich anzuzeigen. Dem Käufer obliegt
die Beweislast für alle Voraussetzungen, insbesondere für das Vorliegen
des Mangels, für den Zeitpunkt der Feststellung des Mangels und für die 
Rechtzeitigkeit der Mängelrüge. Versäumt der Käufer die ordnungsgemäße 
und fristgerechte Untersuchung oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung
für den nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten
Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen.

(5) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, haben wir bei fristgerechter und
berechtigter Mängelrüge zunächst das Recht zu wählen, ob wir Nach-
erfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch
Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leisten. Unser Recht, 
die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, 
bleibt unberührt. Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon 
abhängig zu machen, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der 
Käufer ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemesse-
nen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten.

(6) Unsere Verpfl ichtung zur Nacherfüllung entfällt, wenn die Ware, bevor 
uns Gelegenheit zur Nacherfüllung gegeben worden ist, von Dritten – etwa 
dem Käufer oder dessen Vertragspartner – mit Pfl ege- oder Reinigungs-
produkten behandelt worden ist, die nicht von uns ausdrücklich schriftlich 
freigegeben worden sind. Insoweit wird Bezug genommen auf die Techni-
schen Hinweise in § 7 Abs. 1 und 2 dieser AVB. 

(7) Der Käufer hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit 
und Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prü-
fungszwecken einschließlich der Vornahme von Versuchen zu übergeben. 
Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Käufer die mangelhafte Sache nach 
den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. Die Nacherfüllung beinhaltet 
weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, 
wenn wir ursprünglich nicht zum Einbau verpfl ichtet waren. 

(8) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwen-
dungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten
tragen wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen, wenn tatsäch-
lich ein Mangel vorliegt und soweit die Kosten nicht unverhältnismäßig
sind und nicht darauf beruhen, dass die Ware an einen anderen Ort als 
den Bestimmungsort verbracht worden ist. Im Falle eines unberechtigten 
Mangelbeseitigungsverlangens können wir vom Käufer die entstandenen 
Kosten (insb. Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei denn, 
die fehlende Mangelhaftigkeit hat der Käufer nicht erkannt oder war für ihn 
nicht erkennbar.

(9) In dringenden Fällen, z.B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder 
zur Abwehr unverhältnismäßiger Schäden, hat der Käufer das Recht, den 
Mangel selbst zu beseitigen und von uns Ersatz der hierzu objektiv erforder-
lichen Aufwendungen zu verlangen. Soweit möglich, sind wir vor einer der-
artigen Selbstvornahme unverzüglich zu benachrichtigen. Das Selbstvor-
nahmerecht besteht nicht, wenn wir berechtigt wären, eine entsprechende 

Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vorschriften zu verweigern.

(10) Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nacherfül-
lung vom Käufer zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder 
nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Käufer vom 
Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheb-
lichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. Ansprüche des Käufers 
auf Schadenersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen auch 
bei Mängeln nur nach Maßgabe von § 9 dieser AVB und sind im Übrigen 
ausgeschlossen. 

§ 9 – Sonstige Haftung

(1) Soweit sich aus diesen AVB einschließlich der nachfolgenden Bestim-
mungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertrag-
lichen und außervertraglichen Pfl ichten nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2) Auf Schadenersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im 
Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.
Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir vorbehaltlich eines milderen Haf-
tungsmaßstabs nach gesetzlichen Vorschriften (z.B. für Sorgfalt in eigenen 
Angelegenheiten) nur 
(a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der
Gesundheit,
(b) für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung einer wesentlichen 
Vertragspfl icht (Verpfl ichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durch-
führung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung 
der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall 
ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischer-
weise eintretenden Schadens begrenzt,
c) maximal – und sofern kein Fall von Buchstabe a) vorliegt – in Höhe
von EUR 3.000.000,00 (Haftungshöchstbetrag). Dies gilt nicht, wenn der 
Haftungshöchstbetrag im Einzelfall die vertragstypischen und vorherseh-
baren Schäden nicht abdeckt; in diesem Fall ist unsere Haftung auf die
Deckungssumme unserer Produkthaftpfl ichtversicherung begrenzt.

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch 
bei Pfl ichtverletzungen durch bzw. zu Gunsten von Personen, deren Ver-
schulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten 
nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für 
die Beschaffenheit der Ware übernommen haben, und für Ansprüche des 
Käufers nach dem Produkthaftungsgesetz.

(4) Wegen einer Pfl ichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann 
der Käufer nur zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pfl ichtverletzung 
zu vertreten haben. Bei unerheblicher Pfl ichtverletzung ist ein Rücktritt aus-
geschlossen. Ein freies Kündigungsrecht des Käufers (insb. gem. §§ 650, 
648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vor-
aussetzungen und Rechtsfolgen.

§ 10 – Geheimhaltung, Datenschutz, Bestimmungen zu personen-
bezogenen Daten

(1) Alle Betriebseinrichtungen, Geschäftsvorgänge, Verfahren und Arbeits-
weisen, Unterlagen, Materialien und sonstige Gegenstände (z.B. Bestell-
unterlagen, Pläne, Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Produkt-
beschreibungen und -spezifi kationen, Handbücher, Muster, Modelle und 
sonstige physische und/oder elektronische Unterlagen; im Folgenden
zusammengefasst als „Informationen“), die wir dem Käufer für die Zwecke 
des Vertrages übergeben haben oder die ihm sonst bekannt geworden
sind, sind gegenüber Dritten streng vertraulich zu behandeln und geheim 
zu halten und dürfen vom Käufer ohne vorherige schriftliche Zustimmung 
von uns Dritten nicht zugänglich gemacht oder für diese verwendet wer-
den, es sei denn eine Offenlegung ist zur ordnungsgemäßen Durchführung 
der Lieferung/Leistung oder auf Grund rechtskräftiger Entscheidungen
oder behördlicher Anordnungen erforderlich. Soweit Informationen an Dritte 
weitergegeben werden müssen, ist diese Weitergabe auf den für die ord-
nungsgemäße Durchführung der Lieferung/Leistung oder auf den gemäß 
der rechtskräftigen Entscheidung oder behördlichen Anordnung erforder-
lichen Umfang zu beschränken. Dritte sind ihrerseits zur Wahrung der Ver-
traulichkeit der erhaltenen Informationen entsprechend den vorstehenden 
Vorgaben zu verpfl ichten. Die Geheimhaltungsverpfl ichtung erlischt, wenn 
und soweit das in den Informationen enthaltene Wissen allgemein bekannt 
geworden ist.

(2) Die Vertragspartner verarbeiten die zur Geschäftsabwicklung erforder-
lichen Daten unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorschriften der 
DSGVO und des BDSG. Wir verarbeiten personenbezogene Daten der für 
den Kunden tätigen Personen im Zusammenhang mit der Durchführung
des Vertrages und der entsprechenden Vertragsanbahnung. Dies sind z.B. 
Angaben zu der betreffenden Person (Name, Adresse, E-Mail-Adresse, Te-
lefonnummer). Rechtsgrundlage dafür ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. b) DSGVO. 
Wir sind insoweit Verantwortlicher. Nur wenn es sich als erforderlich heraus-
stellen sollte, dass eine Vertragspartei personenbezogene Daten im Auftrag 
der anderen verarbeitet, werden die Vertragsparteien eine Auftragsverarbei-
tungsvereinbarung nach Art. 28 Abs. 1 DSGVO miteinander schließen. In 
diesem Fall wird die Auftragsverarbeitungstätigkeit nicht vor Abschluss
einer solchen Vereinbarung beginnen. Sollte eine Datenverarbeitung in
Zusammenhang mit diesem Vertrag als Datenverarbeitung unter gemein-
samer Verantwortlichkeit einzuordnen sein, werden die Vertragsparteien
darüber eine gesonderte Vereinbarung nach Art. 26 DSGVO schließen und 
dabei insbesondere den jeweiligen Verantwortungsbereichen der Vertrags-
parteien Rechnung tragen. Weitere Informationen über den Umgang mit
personenbezogenen Daten sind unserer Datenschutzerklärung auf unserer 
Website www.ehl.de zu entnehmen.

(3) Der Käufer hat im Hinblick auf die vorstehenden Verpfl ichtungen dafür 
Sorge zu tragen, dass alle angemessenen Vorkehrungen getroffen werden, 
um die Sicherheit und Verhütung von Korruption oder Verlust, Beschädi-
gung oder Zerstörung der personenbezogenen Daten zu gewährleisten. Im 
Falle des Zugriffs auf unsere personenbezogenen Daten sowohl durch den 
Käufer als auch durch Dritte wird der Käufer uns unverzüglich über einen 
solchen Zugriff informieren und auf unser Verlangen mit uns zusammen-

arbeiten, um alle Maßnahmen zu ergreifen, die wir für notwendig erachten, 
um die Folgen eines solchen Verlusts oder unberechtigten Zugriffs abzu-
schwächen.

(4) Gegebenenfalls wird der Käufer alle angemessenen Maßnahmen er-
greifen, um sicherzustellen, dass alle seine Vertreter (Agenten), Partner und 
Subunternehmer diese Klausel einhalten, wenn sie personenbezogene
Daten im Rahmen dieser Geschäftsbeziehung verarbeiten.

(5) Die vorgenannten Verpfl ichtungen dieses § 10 bestehen auch nach Be-
endigung der vertraglichen Beziehungen fort. Der Käufer hat den von ihm 
einzusetzenden Mitarbeitern sowie den Mitarbeitern etwaiger beauftragter 
Dritter ebenfalls eine entsprechende Verpfl ichtung aufzuerlegen.

§ 11 – Verjährung

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Ver-
jährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab
Lieferung; soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit 
der Abnahme.

(2) Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine Sache, die ent-
sprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet
worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht worden ist (Baustoff), 
beträgt die Verjährungsfrist gem. der gesetzlichen Regelung fünf Jahre ab 
Lieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben die gesetzlichen 
Sonderregelungen zur Verjährung (insb. § 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 
444, 445b BGB).

(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen gelten auch für vertragliche und
außervertragliche Schadenersatzansprüche des Käufers, die auf einem
Mangel der Ware beruhen, es sei denn, die Anwendung der regelmäßigen 
gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer
kürzeren Verjährung führen. Schadenersatzansprüche des Käufers gem.
§ 9 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 (a) sowie nach dem Produkthaftungsgesetz 
verjähren jedoch ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen.

§ 12 – Rechtswahl, Gerichtsstand, Salvatorische Klausel, Schrift-
form

(1) Für diese AVB und alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Käufer und 
uns gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland („BRD“) unter Aus-
schluss aller inter- und supranationalen Regelungen, insbesondere des
UN-Kaufrechts. Voraussetzungen und Wirkungen des Eigentumsvorbe-
halts zu unseren Gunsten unterliegen hingegen dem Recht der jeweiligen 
Belegenheit der Sache, soweit danach die getroffene Rechtswahl zuguns-
ten des deutschen Rechts unzulässig oder unwirksam ist. Auch etwaige 
Ansprüche außervertraglicher Natur, die im Zusammenhang mit diesen
AVB oder der Vertragsbeziehung stehen, unterliegen ausschließlich dem
Recht der BRD.

(2) Ist der Käufer Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen, ist ausschließlicher, auch internationaler Gerichtsstand für alle
sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden
Streitigkeiten unser Geschäftssitz. Entsprechendes gilt, wenn der Käufer
Unternehmer im Sinne von § 14 BGB ist. Wir sind jedoch auch berechtigt, 
Klage vor dem Gericht zu erheben, in dessen Gerichtsbezirk der Sitz des 
Käufers oder, soweit die Voraussetzungen des § 21 ZPO vorliegen, eine 
Niederlassung des Käufers belegen ist. Die vorstehenden Bestimmungen 
der Sätze 1 und 2 schließen auch Streitverkündungen sowohl des Käufers 
an uns als auch von uns an den Käufer aus, wenn der verkündete Streit vor 
einem Gericht geführt wird, das nicht gemäß Satz 1 oder Satz 2 zuständig 
ist. Zwingende gesetzliche Bestimmungen, insbesondere über etwaige
ausschließliche Gerichtsstände, bleiben unberührt.

(3) Sollten vertragliche Regelungen einschließlich dieser AVB ganz oder teil-
weise nicht Vertragsbestandteil werden oder nichtig oder unwirksam sein, 
ohne dass damit die Erreichung von Ziel und Zweck des gesamten Ver-
trages unmöglich oder dessen Aufrechterhaltung für einen Vertragspartner 
unzumutbar wird, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 
nicht berührt. Soweit Regelungen dieser AVB nicht Vertragsbestand-
teil werden oder nichtig oder unwirksam sind, richtet sich der Inhalt des 
Vertrags nach den gesetzlichen Vorschriften (§ 306 Abs. 2 BGB). Stehen 
jedoch keine zur Füllung der Lücke geeigneten gesetzlichen Vorschriften 
zur Verfügung, und ist auch keine ergänzende Vertragsauslegung vorrangig 
oder möglich, werden die Parteien anstelle der nicht Vertragsbestandteil
gewordenen, nichtigen oder unwirksamen AVB Regelung eine wirksame
Regelung treffen, die ihr wirtschaftlich möglichst nahe kommt.

(4) Jede Änderung des Vertrages bedarf der Schriftform. Das gilt auch für 
die Änderung dieser Schriftformklausel. Die Bestimmungen des § 305b
BGB bleiben unberührt.

Stand: 17.12.2020




